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Mit der Landschaftspflegerichtlinie (LPR) befasst sich Teil
acht der Serie des Ministeriums für Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz (MLR) zum Maßnahmen- und Entwick-
lungsplan Ländlicher Raum 2014 bis 2020 (MEPL III): Die LPR
wurde laut MLR deutlich aufgewertet.

Die Land- und Forstwirtschaft
hat über Jahrhunderte hinweg
abwechslungsreiche Kultur-
landschaften geschaffen und
damit entscheidend zur Vielfalt
der wildlebenden Tier- und
Pflanzenarten beigetragen. Lei-
der gab es hier aber in den ver-
gangenen Jahren keine positive
Entwicklung. Der Erhalt der Na-
tur und der Kulturlandschaft ist
folglich zu einer wichtigen Auf-
gabe der Landnutzung und des
Naturschutzes geworden. Des-
halb erfährt die Landschafts-
pflegerichtlinie des Landes in
der neuen Förderperiode eine
deutliche finanzielle und inhalt-
liche Aufwertung.

Die LPR dient zum einen dem
Ziel, die Vielfalt, Eigenart,
Schönheit und den Erholungs-
wert von Natur und Landschaft
für die Menschen zu bewahren.
Zum anderen trägt sie dazu bei,
freilebende Tiere und Pflanzen,
insbesondere gefährdete Arten,
zu schützen und ihre Lebens-

räume zu erhalten und zu entwi-
ckeln.

Ein großer Teil der heimi-
schen Flora und Fauna ist auf
spezielle Lebensräume, einen

intakten Biotopverbund, auf ex-
tensive Nutzungen wie das an-
gepasste Mähen oder extensive
Beweidung sowie auf besondere
Pflegemaßnahmen angewiesen.
Die Landschaftspflegerichtlinie
präsentiert dazu ein breites För-
derspektrum (siehe Kasten auf
dieser Seite).

Je nach Maßnahme können
neben Landwirten auch Privat-
personen, Vereine, Verbände,

Die Förderung ist – mit Aus-
nahme der Förderung von
kleinen landwirtschaftlichen
Betrieben (LPR Teil D)– an be-
stimmte Gebiete gebunden
(LPR-Förderkulisse):
• Nationalpark• Nationalpark
• Biosphärengebiet• Biosphärengebiet
• Naturschutzgebiet• Naturschutzgebiet
• Landschaftsschutzgebiet• Landschaftsschutzgebiet
• Naturdenkmal• Naturdenkmal
• Geschützter Landschaftsbe-• Geschützter Landschaftsbe-
standteil
• Nicht-Aufforstungsgebiet• Nicht-Aufforstungsgebiet
(Satzung der Gemeinde)
• Feuchtgebiete von interna-• Feuchtgebiete von interna-
tionaler Bedeutung

• Natura 2000-Gebiet• Natura 2000-Gebiet
• Gesetzlicher Biotopverbund• Gesetzlicher Biotopverbund
• Gesetzlich geschütztes Bio-• Gesetzlich geschütztes Bio-
top
• Gebiete mit Vorkommen• Gebiete mit Vorkommen
von Lebensraumtypen und Ar-
ten nach der FFH- oder Vogel-
schutzrichtlinie
• landeseigene naturschutz-• landeseigene naturschutz-
wichtige Grundstücke
• ein vom Ministerium aner-• ein vom Ministerium aner-
kanntes Projektgebiet mit in-
tegrativ wirkendem Natur-
schutzansatz oder eine vom
Ministerium anerkannte Ein-
richtung
• LEADER-Aktionsgebiet• LEADER-Aktionsgebiet

• Gebiet einer von der unte-• Gebiet einer von der unte-
ren Verwaltungsbehörde an-
erkannten Biotopvernet-
zungskonzeption oder Kon-
zeption zur Sicherung der
Mindestflur
• Projektgebiet für Land-• Projektgebiet für Land-
schafts-/Biotoppflege zum Er-
halt von Lebensräumen
• Umsetzung des Arten-• Umsetzung des Arten-
schutzprogramms (ASP), der
Arten- und Biotophilfskonzep-
te des Landes
• Umgebungs-, Einzugs-, Ein-• Umgebungs-, Einzugs-, Ein-
fluss- oder Gefährdungsbe-
reich der vorgenannten Gebie-
te (Pufferbereich)

Formen extensiver Beweidung gehören zu den Standardmaßnahmen im Vertragsnaturschutz.

Landkreise, Städte und Gemein-
den unterstützt werden. An-
sprechpartner sind in der Regel
die unteren Verwaltungsbehör-
den bei den Stadt- und Land-
kreisen, die Regierungspräsidi-
en oder auch die Landschaftser-
haltungsverbände.

Im Einzelnen beinhaltet die
LPR – vorbehaltlich der Geneh-
migung durch die EU – folgende
Förderbereiche:

Erhalt von Natur und
Kulturlandschaft soll sich lohnen

Landschaftspflegerichtlinie: Fördergebiete
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Standardmaßnahmen im Vertragsnaturschutz (LPR Teil A)

1.1

2.1

Beibehaltung ohne Stickstoffdüngung

ohne Stickstoffdüngung

2. Umstellung von Acker- auf extensive Grünlandbewirtschaftung
ohne Einsatz von Pflanzenschutzmitteln

510 €

1.3 Aufgabe der Ackerbewirtschaftung zur Schaffung höherwertiger Biotope 370 €

590 €
1.2 Beibehaltung mit angepasster Stickstoffdüngung 350 €

1. Einführung oder Beibehaltung einer extensiven Ackerbewirtschaftung ohne
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, Nutzungsaufgabe der Ackerbewirtschaftung

Höchstsätze in € je
Hektar und Jahr

2.2

3.1
3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

3.7

mit angepasster Stickstoffdüngung

einschürige Mahd und keine Stickstoffdüngung
zweischürige Mahd und keine Stickstoffdüngung
mehr als zweischürige Mahd und keine Stickstoffdüngung zur Aushagerung
von brachgefallenem Grünland
mehr als zweischürige Mahd und keine Stickstoffdüngung zur Aushagerung
von Intensivgrünland
zweischürige Mahd und angepasste Stickstoffdüngung
mehr als zweischürige Mahd und angepasste Stickstoffdüngung zur
Aushagerung von Intensivgrünland
Aufgabe der Bewirtschaftung zur Schaffung höherwertiger Biotope

390 €

3. Grünlandbewirtschaftung ohne Einsatz von Pflanzenschutzmitteln

310 €
400 €

440 €

410 €

350 €

310 €

520 €

4. Beweidung ohne Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln

4.1 Ein bis zwei Weidegänge in Hütehaltung 360 €
4.2
4.3
4.4

5.1
5.1.1
5.1.2
5.2
5.3

6.1
6.1.1
6.1.2

6.2

6.2.1
6.2.2

6.3

6.4
6.5
6.6

Mehr als zwei Weidegänge in Hütehaltung
Extensive Standweide mit Festzaun
Koppelweide mit Auf- und Abbau von mobilen Koppelzäunen

zum Schutz gefährdeter Arten
bei hohem Mehraufwand
bei geringem Mehraufwand
Bewirtschaftung in Form von Randstreifen
Maßnahmen auf Flächen mit hoher Bonität (Ackerzahl >60)

zum Schutz gefährdeter Arten
bei hohem Mehraufwand
bei geringem Mehraufwand
gesonderte Behandlung von Teilflächen: z.B. Stehenlassen von Altgras-
beständen auf 5–20 % der Fläche
Stehenlassen von Altgrasbeständen, einjährig
Stehenlassen von Altgrasbeständen, überjährig
Einsatz von speziellen technischen Einrichtungen
(z. B. Messerbalkenmähwerk, Zwillingsbereifung)
Mechanische Nachpflege (bei Beweidung)
Ziegen mitführen bei Hütehaltung
Ziegen mitführen bei Koppelhaltung /Standweide

550 €
250 €
310 €

5. Zulagen Ackerbewirtschaftung

340 €
260 €
100 €
150 €

6. Zulagen Grünlandbewirtschaftung

75 €
40 €

60 €
90 €

50 €

85 €
150 €
150 €

6.7
6.7.1
6.7.2

Hangneigungszuschlag
Hangneigung größer als 25 %
Hangneigung größer als 50 %

120 €
170 €
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LPR Teil A:
Vertragsnaturschutz

Förderung der extensiven Be-
wirtschaftung und Pflege von
Flächen (sowohl „Brutto“- als
auch „Nicht-Brutto-Flächen“)
im Rahmen von freiwilligen
fünfjährigen Verträgen überwie-
gend mit Landwirten auf Basis
der aktuellen Deckungsbeiträge
und Maschinenringsätze (siehe
Tabelle auf Seite 11).

LPR Teil B:
Biotop- und Artenschutz

Förderung der Gestaltung und
Pflege von Biotopen sowie Ar-
tenschutzmaßnahmen.

Die Zuwendung liegt je nach
Maßnahme und Antragsteller
zwischen 50 Prozent und 100
Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben. Bei Pflegemaß-
nahmen gelten die Maschinen-
ringsätze als Berechnungs-
grundlage.

LPR Teil C:
Grunderwerb

Förderung des Ankaufs von Flä-
chen zum Zwecke des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege
und der Landeskultur.

Die Zuwendung beträgt je
nach Maßnahme und Antrag-
steller bis zu 100 Prozent.

LPR Teil D:
Investitionen

Förderung von Investitionen –
auch in landwirtschaftlichen
Betrieben – zum Zwecke des Na-
turschutzes und der Land-
schaftspflege sowie zur Erhal-
tung der Kulturlandschaft. Hier-
zu gehört beispielsweise auch
die Förderung von Schafställen
oder von Maschineninvestitio-
nen.

Die Zuwendung kann je nach
Maßnahme und Antragsteller
bis zu 90 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben abde-
cken (siehe auch Textabschnitt
„Förderung kleiner tierhalten-
der Betriebe“).

LPR Teil E :
Dienstleistungen

Förderung von Dienstleistun-
gen zum Zwecke des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege
und der Erhaltung, Wiederher-
stellung und Verbesserung der
Kulturlandschaft. Dazu gehört

auch die Förderung von Land-
schaftserhaltungsverbänden
und die Erstellung von Natura-
2000-Managementplänen.

Die Zuwendung beträgt je
nach Maßnahme und Antrag-
steller bis zu 90 Prozent der zu-
wendungsfähigen Ausgaben.

Höhere Fördersätze für
Vertragsnaturschutz

Der Vertragsnaturschutz (LPR
Teil A) ist auch weiterhin we-
sentlicher Bestandteil der Land-
schaftspflegerichtlinie. Er um-
fasst Agrarumweltmaßnahmen,

deren Auszahlung auch künftig
über den Gemeinsamen Antrag
(GA) erfolgt. Die Fördersätze im
Vertragsnaturschutz wurden auf
Basis der aktuellen Deckungs-

beiträge und Maschinenringsät-
ze angepasst und werden – vor-
behaltlich der Genehmigung
durch die EU-Kommission – fast
durchgängig deutlich erhöht.

Ziegen mitfüh-
ren ist bei der
Grünlandbe-
wirtschaftung
zulagenfähig.
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Die LPR bietet damit zukünftig
wesentlich attraktivere Agrar-
umweltmaßnahmen an.

Im Vergleich zum Förderpro-
gramm für Agrarumwelt, Klima-
schutz und Tierwohl (FAKT)
wird der Landschaftspflegever-
trag nach der LPR meist auf In-
itiative der unteren Verwal-
tungsbehörde mit den Landwir-
ten auf freiwilliger Basis für fünf
Jahre geschlossen.

Der Vertrag umfasst in der Re-
gel Empfehlungen, wie die Ver-
tragsfläche zu bewirtschaften
ist, um das angestrebte Ziel zu
erreichen. Soweit erforderlich,
kann der Vertrag aber auch kon-
krete Auflagen enthalten. In den
meisten Landkreisen stehen den
Landwirten vor Vertragsschluss
inzwischen Landschaftserhal-
tungsverbände beratend zur
Seite, wobei die Vertragsinhalte
in der Regel bei Vor-Ort-Termi-
nen mit dem Landwirt bespro-
chen und abgestimmt werden.

Nicht in Kombination
mit FAKT

Die LPR-Maßnahmen können
nicht in Kombination mit FAKT
beantragt werden. LPR-Ver-
tragsflächen können aber auf
landwirtschaftlichen Bruttoflä-
chen mit der Ausgleichszulage

Landwirtschaft (AZL) und Di-
rektzahlungen kombiniert wer-
den. Die LPR-Vertragsflächen
sind wegen des Doppelförde-
rungsverbots nicht als ökologi-
sche Vorrangflächen im Rah-
men des Greening anrechenbar.

Die Standardmaßnahmen,
die im Vertragsnaturschutz an-
geboten werden, sind in der Ta-
belle auf Seite 11 aufgelistet. Sie
können mit den Zulagen kombi-
niert werden, die ebenfalls auf-
gelistet sind.

Förderung kleiner
tierhaltender Betriebe

Die Förderung von kleinen land-
wirtschaftlichen Betrieben mit
Tierhaltung, die dem Erhalt der
Kulturlandschaft dienen, ist jetzt
auch außerhalb der LPR-Förder-
kulisse möglich. Die bisher
auf die LPR-Förderkulisse be-
schränkte Förderung landwirt-
schaftlicher Betriebe im Teil D
der LPR kann in der neuen För-
derperiode auch außerhalb der
Förderkulisse erfolgen (bis zu
40 Prozent der zuwendungsfä-
higen Kosten von mindestens
20 000 € und maximal 200 000 €),
wenn es sich um einen tierhal-
tenden Betrieb handelt, der über
die Bewirtschaftung seiner Flä-
chen Leistungen zum Erhalt der
Kulturlandschaft erbringt.

Weitere Voraussetzungen
sind unter anderem:
➜Erfüllung besonderer Anfor-
derungen mindestens in einem
der Bereiche Verbraucher-, Um-
welt- oder Klimaschutz.
➜Bei Stallbauten sind zusätzli-
che Anforderungen im Bereich
Tierschutz zu erfüllen, die über
die im europäischen Recht fest-
gelegten Anforderungen hin-
ausgehen (Basisanforderungen
und Premiumanforderungen
wie beim Agrarinvestitionsför-
derungsprogramm AFP).
➜Fachliche Kenntnisse zur ord-
nungsgemäßen Führung eines
landwirtschaftlichen Betriebes.
➜Nachweis einer angemesse-
nen Eigenkapitalbildung und ei-
ner nachhaltigen Tragfähigkeit
der Maßnahme durch differen-
zierte Planungsrechnung oder
Vorlage eines Investitionskon-
zeptes.

Anzumerken ist, dass – im Un-
terschied zum AFP – keine
Buchführungsunterlagen vorge-
legt werden müssen.

Manfred Fehrenbach, MLR

Mit Ausnahme der Förderung klei-
ner landwirtschaftlicher Betriebe
ist die Förderung nach LPR an be-
stimmte Gebiete gebunden.

So lautet das Fazit der Untersu-
chung „Optimale Biomassenut-
zung und effiziente Bereitstel-
lung von Bioenergie in Deutsch-
land“, die von der Fachagen-
tur Nachwachsende Rohstoffe
(FNR) gefördert worden ist.
Nach Auffassung der Autoren,
darunter die Professoren Jürgen
Zeddies und Enno Bahrs, ist die
bisherige Bewertung der Bio-
energie fehlerhaft. Zudem wer-
de ihr Nutzen nicht honoriert.

Die Wissenschaftler kritisie-
ren, dass die Förderung von Bio-
masseanbau- und -konversi-
onsverfahren in Zielsetzung und
Höhe sektorbezogen und kei-
neswegs wettbewerbsneutral
gestaltet worden sei. Die Förde-
rung orientiere sich nicht am
volkswirtschaftlichen Nutzen
der erneuerbaren Energien.

Wechselhaft

Moniert wird außerdem eine
von Beginn an wechselhafte För-
derpolitik. Das Vertrauen der In-
vestoren sei dadurch mehrfach
heftig erschüttert worden.

Die Politik sollte ihrer Ansicht
nach nicht den Fehler der Bio-
kraftstoffpolitik wiederholen,
indem sie die Vergütung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG) für bestehende Anlagen
ändere. Der Anteil der Festkos-
ten sei bei Biogasanlagen hoch.
Eine Vergütungsabsenkung für
Bestandsanlagen führe schnell
zu Insolvenzen und Stilllegung
der Anlagen.

Ziel der Bioenergiepolitik
müsse ein gesamtheitlicher An-
satz sein, in dem auch die Be-
deutung der nachwachsenden
Rohstoffe für die nachhaltige Be-
wirtschaftung der ländlichen
Räume berücksichtigt wird.
Wenngleich zum Beispiel die
Biogasproduktion in manchen
Regionen zu unerwünschten
Fruchtfolgen mit übermäßig ho-
hen Maisanteilen führe, würde
den Autoren zufolge die Anbau-
vielfalt ohne Biogas und Bio-
kraftstoffe reduziert. Sie weisen
darauf hin, dass in diesem Fall

Ein schlechtes Zeugnis haben Wissenschaftler der Universität
Hohenheim der deutschen Bioenergiepolitik ausgestellt.
Ihr fehle es an Zielorientierung und Kontinuität.

Mais und Raps in den Fruchtfol-
gen eingeschränkt würden, so
dass in den großflächigen vieh-
armen Regionen beispielsweise
einseitige Getreidefruchtfolgen
entstehen würden.

Die Forscher stellen fest, dass
die Biogas-Förderung reform-
bedürftig sei. Diese seien „kom-
fortabel“ gefördert worden. Pro-
duktionskosten und Subventi-
onszahlungen seien hoch; die
CO2-Vermeidungskosten lägen
mit mehr als 300 Euro/t erheb-
lich über den Vermeidungskos-
ten anderer erneuerbarer Ener-
gien.

Bei Biokraftstoffen werde
nicht ausreichend wahrgenom-
men, dass bei der Biodiesel- und
Bioethanolherstellung der in
Deutschland und der EU
knappste Engpass – nämlich die
Futtereiweißbereitstellung – re-
duziert werde. Da Biokraftstoffe
der ersten Generation derzeit
nicht von der Industrie und
den Verbrauchern im Pkw-Be-
reich akzeptiert würden, sollten
sie in anderen Marktsegmenten
verwendet werden. Die beste-
hende Biokraftstoffpolitik ist aus
Sicht der Wissenschaftler nicht
zielführend. Es könne eine Mi-
neralölsteuerermäßigung ge-
mäß Treibhausgas-Effizienz in
Erwägung gezogen werden, bei
der den fossilen Kraftstoffen ein
entsprechender Malus bezie-
hungsweise den Biokraftstoffen
ein entsprechender Bonus zuge-
wiesen werde.

Steuerentlastung

Durch eine solche Steuerentlas-
tung könnte Pflanzenöl (B100)
nach Einschätzung der Agrar-
ökonomen für Lkw-Flotten hin-
reichend attraktiv werden. Für
die Land- und Forstwirtschaft
sollte für B100 weiterhin die
Steuererstattung gelten. Die
Einführung der neuen Trakto-
rengeneration für B100 könnte
durch das Marktanreizpro-
gramm mit einer Investitions-
beihilfe – 10 000-Traktoren-Pro-
gramm – gefördert werden. AgE

Nicht gut gefördert
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